
 

 
PRESSEMITTEILUNG 
 

Schweizer Justiz muss im Fall Nestlé ermitteln 

ECCHR legt Beschwerde beim Bundesgericht ein 

 

Berlin / Zürich, 9. Januar 2014 – Das European Center for 

Constitutional and Human Rights hat mit den Züricher Anwälten Marcel 

Bosonnet und Florian Wick den Fall des ermordeten Gewerkschafters 

Luciano Romero vor das Schweizer Bundesgericht gebracht. Sie 

vertreten die Witwe des kolumbianischen Aktivisten, der für ein Nestlé-

Tochterunternehmen gearbeitet hat. Im Dezember 2013 hatte das schweizerische 

Kantonsgericht Waadt eine Beschwerde gegen die Einstellung der Ermittlungen abgelehnt. 

Das Kantonsgericht bestätigte damit die Auffassung der Staatsanwaltschaft, dass die Tat 

verjährt sei. Die Staatsanwaltschaft Waadt hatte nach 15 Monaten Untätigkeit entschieden, 

keine Ermittlungen gegen Manager der Nestlé AG oder das Unternehmen selbst 

aufzunehmen.  

 

Hierbei verkennt jedoch das Gericht, dass sich die Verjährung im Fall der Strafbarkeit des 

Unternehmens nicht nach der Tatzeit des Verbrechens richtet. Der Konzern selbst hat noch 

nichts unternommen, um die fehlerhafte Organisation in dem Unternehmen zu beheben. 

Dieser sogenannte Organisationsmangel, welcher die Strafbarkeit Nestlés begründet, kann 

deshalb noch nicht verjährt sein. Das Gericht berücksichtigt hierbei auch nicht die kürzlich 

verlautbarte Rechtsposition des Schweizer Nationalrates (BBl. 2012 9253, 9271), welche die 

Auffassung des ECCHR und der Anwälte Bosonnet und Wick unterstützt.  

 

Der Mord an einem weiteren Nestlé-Arbeiter und Gewerkschafter in Kolumbien im 

November 2013 zeigt deutlich, dass sich an der Haltung des Nestlé-Konzerns zu seinen 

Gewerkschaftern nichts geändert hat. Entgegen eigener Bekundungen auf der Firmenwebseite 

und auf Konferenzen hat sich Nestlé offensichtlich immer noch keinen Umgang mit 

Betriebsangehörigen und Gewerkschaftern angeeignet, der diese nicht in Lebensgefahr bringt. 

Denn der Ermordung des Gewerkschafters waren erneut Diffamierungen durch das 

kolumbianische Management von Nestlé vorausgegangen. 

 

ECCHR-Generalsekretär Wolfgang Kaleck kommentiert die Gerichtsentscheidung wie folgt:  

„Es ist erschütternd, dass die Schweizer Justiz nicht gewillt ist, fundierten Vorwürfen gegen 

Unternehmen nachzugehen. Es ist jedoch klar, Schweizer Unternehmen tragen - auch 

strafrechtliche - Verantwortung für Menschenrechtsverletzungen im außereuropäischen 

Ausland. Wenn das geltende Schweizer Recht es den Opfern derartiger Straftaten nicht 

ermöglicht, ihre Rechte durchzusetzen, gehört es - ebenso wie die Gesetzbücher anderer 

europäischer Staaten - reformiert.“ 
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Hintergrund 

Seit der Anzeigenerstattung bei der Staatsanwaltschaft im deutschsprachigen Kanton Zug im 

März 2012 durch das European Center for Constitutional and Human Rights und der 

kolumbianischen Lebensmittelindustriegewerkschaft Sinaltrainal wurden keine 

Untersuchungen eingeleitet, vielmehr wurde das Verfahren an den  Kanton Waadt abgegeben. 

Anstatt in der gebotenen Geschwindigkeit die Ermittlungen zu beginnen, haben die 

Staatsanwaltschaften das Verfahren durch Formalien verzögert, bis sie die Tat schließlich als 

verjährt erklären konnten.  

 

Den führenden Mitarbeitern sowie der Nestlé AG selbst wird in der Anzeige vorgeworfen, 

den Tod von Luciano Romero, der am 10. September 2005 im kolumbianischen Valledupar 

von Paramilitärs ermordet wurde, fahrlässig mit verursacht zu haben. Obwohl sie über die 

Drohungen gegen Romero informiert waren, hatten sie es unterlassen, den Mord mit den 

ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln zu verhindern. Die unmittelbaren Täter waren 2007 in 

Kolumbien verurteilt worden, was eine Ausnahme ist in dem Land mit der höchsten Rate 

ermordeter und bedrohter Gewerkschafter in der Welt. Das kolumbianische Gericht hatte in 

seinem Urteil angeordnet, die Rolle der Nestlé-Tochter Cicolac strafrechtlich zu untersuchen, 

was jedoch nie geschah. Weder in der Schweiz noch in Kolumbien ermittelten die 

Staatsanwaltschaften, obwohl es hinreichende Anhaltspunkte für eine strafrechtliche 

Verantwortung gibt. Vielmehr übernahmen kolumbianische Juristen und Gewerkschaften 

gemeinsam mit dem ECCHR die Nachforschung der Fakten des Falles und die Vertretung der 

Familie von Luciano Romero. 

 

 

Weitere Informationen unter http://www.ecchr.de/index.php/nestle.html 

 

 

Für weitere Informationen kontaktieren Sie bitte: 

ECCHR, Wolfgang Kaleck, info@ecchr.eu, Tel: ++49 (030) 400 485 90 


